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Text 

Grenzüberschreitende Bewilligungsverfahren 

§ 21g. (1) Beantragen ein übergeordnetes Kreditinstitut mit Sitz im Inland und diesem nachgeordnete 
Institute mit Sitz im Inland und in einem anderen Mitgliedstaat gemeinsam eine der Bewilligungen gemäß § 21a 
und § 21d bis § 21f, so ist dieser gemeinsame Antrag vom übergeordneten Kreditinstitut namens der gesamten 
Kreditinstitutsgruppe bei der FMA (zentral zuständige Aufsichtsbehörde) zu stellen. 

(2) Die FMA hat den vollständigen Antrag unverzüglich an die übrigen zuständigen Behörden 
weiterzuleiten und nach Abstimmung mit diesen Behörden im Sinne des Art. 129 Abs. 2 der Richtlinie 
2006/48/EG innerhalb von sechs Monaten über den Antrag zu entscheiden. 

(3) Kommt innerhalb des Zeitraums nach Abs. 2 keine Entscheidung in Abstimmung mit den anderen 
zuständigen Behörden zu Stande, so hat die FMA über den Antrag unter Berücksichtigung der von den anderen 
zuständigen Behörden innerhalb der Frist nach Abs. 2 geäußerten Standpunkte und Vorbehalte zu entscheiden. 
Die FMA hat eine Abschrift des Bescheides an die übrigen zuständigen Behörden zu übermitteln. 

(4) Der Bescheid, mit dem über den Antrag entschieden wird, ist dem übergeordneten Kreditinstitut mit Sitz 
im Inland zuzustellen. Mit der Zustellung an das übergeordnete Kreditinstitut gilt der Bescheid als an alle 
Mitglieder der Kreditinstitutsgruppe zugestellt. Das übergeordnete Kreditinstitut mit Sitz im Inland hat den 
Bescheid unverzüglich allen nachgeordneten Instituten zur Kenntnis zu bringen. Die Entscheidung gemäß Abs. 3 
ist auf nachgeordnete Institute mit Sitz im Inland unmittelbar anwendbar. 

(5) Eine nach dem Recht eines anderen Mitgliedstaates ergangene Entscheidung über die Anwendung eines 
Modells gemäß Art. 129 Abs. 2 der Richtlinie 2006/48/EG wird für nachgeordnete Institute mit Sitz im Inland 
wirksam, sobald die Entscheidung der zentral zuständigen Behörde mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat dem 
Antragsteller zugestellt wurde und dieser seine nachgeordneten Institute darüber in Kenntnis gesetzt hat, nicht 
jedoch bevor der Bescheid im Sitzstaat des Antragstellers wirksam wird. 


